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Im Auftrage der Handwerkskammer 
Schriftleitung: 
Syndikus Dr. Baenitz, Graudenz. 


Amtliches Organ der Handwerkskammer zu Graudenz 
für den Regierungsbezirk Marienwerder. 


Das weſtpreußiſche Handwerk erſcheint wöchentlich einmal 
Bezugspreis vierteljährlich 1,00 M., mit Beſtellgeld 1,12 M. 


Beſtellungen nehmen alle Poſtanſtalten u. Briefträger entgegen. 
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Inhalts -Verzeichnis. 

Für unſere Schneider. Verordnung, betreffend den Aufruf 
des Landfturms. — Bekanntmachungen. 


Für unfere Schneider. 


Vom Deutſchen Handwerks- und Gewerbekammer- 
tag erhalten wir das folgende Schreiben: 

1. „In der Anlage überſenden wir den Bericht 
über die Verhandlung vom 26. April d. Js. betr. 
Gründung einer Zentralſtelle zum Schutze der an den öffent- 
lichen Lieferungen beteiligten Schneider vereinigungen. 


Graudenz, Sonnabend, den 5. Juni. 


Druck u. Expedition: 
Buchdruckerei Rob. Geiſel, Graudenz 
Fernſprech⸗Anſchluß Nr. 743. 


Im Anzeigenteil koſtet die viergeſpaltene Petitzeile 20 Pf., 
bei Bekanntmachungen von Innungen, Genoſſenſchaften 10 Pf. 
Aufträge nimmt die Buchdruckerei Robert Geiſel entgegen 
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dienſt und die einmal erreichte Stellung als Lieferant 
entgehen zu laſſen, wurden die Schneidervereinigungen 


durch die Hauptſtelle für Verdingungsweſen beim Reichs» 


poſtamt wegen Friſtverlängerung mit Erfolg vorſtellig. 
In entgegenkommender Weiſe ſchob die Reichspoſtver— 
waltung die Lieferungstermine zunächſt bis 1. Juli 
hinaus und ermächtigte ſpäter die Oberpoſtdirektionen, 
die Lieferungsfriſt bis 1. Oktober auszudehnen. Dieſe 


Ermächtigung iſt nun leider nicht von allen Oberpoſt⸗ 


2. Ferner überſenden wir Abſchrift eines Beſcheides, 


den wir vom Staatsſekretär des Reichspoſtamtes auf 
unſere Eingabe vom 23. Februar wegen weiterer Be— 
friſtung der Schneidervereinigungen, die Lieferungs- 
verträge mit den Oberpoſtdirektionen abgeſchloſſen 
hatten, erhalten haben.“ 


Wegen der außerordentlichen Bedeutung für das 
Schneidergewerbe bringen wir die weſentlichen Punkte 
zur Kenntnis unſerer Schneidermeiſter und bitten ſie 
dringend, die Ausführungen mit Aufmerkſamkeit und 
Intereſſe zu leſen. Dank der eifrigen und zielbewußten 
Arbeit der Hauptſtelle für Verdingungsweſen beim 
Kammertag in Hannover 
Rheiniſchen Genoſſenſchaftsverbande und dem Weit- 
deutſchen Schneiderinnungsverbande war es trotz der 
ſkrupelloſen Gegnerſchaft der Tuchfabrikanten⸗ und 


Uniformlieferanten⸗Vereinigungen gelungen, dem orga= | 
niſierten Handwerk einen erheblichen Teil der Liefe- 


rungen an Dienſtmützen und Dienſtkleidern für die 
Unterbeamten der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung 


für die Lieferungszeit vom 1. Mai 1914 bis 31. März 


1921 zu ſichern. Durch die Beſchlagnahme der Woll- 
vorräte und die vollſtändige Verpflichtung der Uniform⸗ 
tuchfabriken für die Heeresverwaltung, war die Aus- 
führung der Poſtlieferungen ſo gut wie unmöglich ge⸗ 
macht worden, da es an den erforderlichen Tuchen 
fehlte. Um ſich nicht den in Ausſicht ſtehenden Ver⸗ 


in Verbindung mit dem 


direktionen beachtet worden und der Kammertag, der 
auch für Bereitſtellung von Erſatztuchen zur Ausführung 
der Lieferungen geſorgt hat, hat jetzt den Staatsſekretär 
des Reichspoſtamts erſucht, die Oberpoſtdirektionen 
mit bindender Anweiſung zur Hinausſchiebung des 
Lieferungstermins zu verſehen. 


Dieſe Verhältniſſe, die teilweiſe widerſtrebende 
Haltung der Oberpoſtdirektionen und die Machen- 
ſchaften der gegneriſchen Vereinigungen, gaben wohl 
zur Gründung einer Zentralſtelle zum Schutze der an den 
öffentlichen Cieferungen beteiligten Schneider vereinigungen 
Anregung 

Am 26. April 1915 fand in Berlin, im Plenar⸗ 
Sitzungsſaale des Herrenhauſes die zu 1 erwähnte 
Sitzung der an Poſt- und Heereslieferungen beteiligten 
Schneidervereinigungen ſtatt. Die Hauptſtelle für Ver⸗ 
dingungsweſen vom Kammertag Hannover, viele Hand- 
werks⸗ und Gewerbekammern, und eine große Anzahl 
namhafter Vereinigungen des Schneidergewerbes waren 
durch ihre Vorſitzenden bezw. Syndiei vertreten. In 
der Verhandlung wurde hervorgehoben, daß der be— 
kannte Reichstagsabgeordnete Erzberger, mit dem der 
Kammertag Fühlung genommen hat, ſich für die Be⸗ 
ſtrebungen der Handwerkervereinigungen verwendet und 
gerade darauf aufmerkſam gemacht habe, daß das 
organiſierte Handwerk ebenſo zielbewußt vorgehen 
müſſe, wie ſeine Gegner. Dieſe hätten ſich nach wie 
vor zur rückſichtsloſen Wahrung ihrer Intereſſen ge— 
genüber dem Handwerk zuſammengeſchloſſen. Sie be⸗ 


nutzten in ausgiebiger und geſchickter Weiſe die ihnen 
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zur Verfügung dee ben guten baer zu den 
maßgebenden Stellen. Dieſe Praxis ſei leider bisher 
vom Handwerk viel zu wenig geübt worden. Es ſei 
unbedingt erforderlich, daß ſich der einzelne Hand- 
werkszweig ſtark zentraliſtiſch organiſiert, um finanziell 
zur Durchführung großer Aufgaben bereit zu ſein. 
Aus dieſen Grundgedanken heraus wurde in der zu 
1 genannten Verhandlung der aus der Debatte her- 
vorgegangene Antrag, einen Zentralverband der an den 
Poftlieferungen beteiligten Schneidervereinigungen zu gründen, 
einſtimmig angenommen. Es wurde weiter beſchloſſen, 
daß dieſer neu zu gründende Schutzverband unter ſtän⸗ 
diger Fühlungnahme mit der Hauptſtelle für Ver⸗ 
dingungsweſen zu arbeiten habe. Die vorbereitenden 
Arbeiten für die Gründung wurden der Hauptſtelle für 
Verdingungsweſen, dem Hauptverband deutſcher, ge— 
werblicher Genoſſenſchaften und dem Rheiniſchen Ge— 
nofjenjchaftsverband übertragen. Ferner ſollen den 
Vertretern der genannten 3 Inſtitutionen noch ſach— 
verſtändige Berater aus den einzelnen Landesgegenden 
beigegeben werden. 

Der zu gründende Zentralverband hat ſich auf dem 
Gebiete der geſamten öffentlichen Lieferungen insbefondere 
auch der Heereslieferungen zu betätigen. Es find nicht 
nur Lieferungen für die Poſt, ſondern auch für die Eifen- 
bakn zu erstreben. Die beſchloſſene Gründung eines 
Zentralverbandes der Handwerkervereinigungen für korpo- 
rative Arbeitsübernahme muß dazu führen, daß möglichſt 
bald der Hauplſtelle für Verdingungsweſen für jeden ein- 
zelnen Handwerkszweig eine beratende Körperſchaft bei- 
gegeben werden kann. 

Es wird dringend erſucht, unter keinen Umſtänden 
irgend welche Vereinbarungen mit den Oberpoſtdirek— 
tionen einzugehen, ehe der Kammertag nicht vorher zur 
Sache gehört worden iſt, damit eine einheitliche Wahrung 
der Handwerkerintereſſen gewährleiſtet wird. 

Ueber den weiteren Stand der Angelegenheit teilt 
uns der Kammertag mit: 

An die deutſchen Handwerks- und Gewerbekam— 
mern ſowie an die an Poſt-⸗ und Heereslieferungen be- 
teiligten Schneidervereinigungen. 

In der Anlage überſenden wir den Bericht über 
die Sitzung der zur Vorbereitung der Gründung einer 
„Zentralſtelle zum Schutze der an öffentlichen Liefe- 
rungen beteiligten Schneidervereinigungen E. V! ein- 
geſetzten Kommiſſion am 14. Mai 1915. 

Gleichzeitig überſenden wir Ihnen den in dieſer 
Sitzung von der Kommiſſion ausgearbeiteten Satzungs⸗ 
entwurf für die Zentralſtelle. 

Entſprechend einem Beſchluß dieſer Sitzung laden 
wir Sie ſchon heute zu einer am Montag, den 7. Juni 
zu Berlin, (Lokalangabe folgt ſpäter) ſtattfindenden 
Vertreterverſammlung der an Poſt- und Heereslieferun⸗ 
gen beteiligten Schneidervereinigungen ein. Wir unter⸗ 
breiten Ihnen folgende Tagesordnung: 

1. Bericht über die Vorkommniſſe ſeit der Berliner⸗ 
Tagung am 26. April d. Is. (Berichterſtatter: Dipl. 
Ing. Mederle-Hannoner). 

2. Beratung des Satzungsentwurfs. (Den ein⸗ 
leitenden Vortrag erſtattet Dipl. Ing. Mederle⸗Hannover). 
3. Betätigung der durch die Satzungen bedingten 
Wahlen. 
a) Vorſtandsmitglieder, 
b) Ausſchußmitglieder. 
4. Beſchlußfaſſung über eventuelle Anträge. 
5. Verſchiedenes. 
Sollten Sie weitere Wünſche hinſichtlich der Tages⸗ 
ordnung haben, jo bitten wir um entſprechende Be— 
nachrichtigung bis ſpäteſtens Freitag, den 28. Mai. 


Bis zu dem gleichen Tage wollen Sie uns Anträge, 


| 


nn 


die auf der Vertreterverſammlung zur Beratung und 
Beſchlußfaſſung kommen ſollen, mitteilen. Sehr an— 
genehm wäre es uns, wenn Sie uns bis dahin auch 
ihren an der Tagung teilnehmenden Vertreter namhaft 
machen würden, der für die Abſtimmung eine Beglau- 
bigung vorzulegen hat. 

In der Sitzung am 14. Mai 1915, an der die 
berufenen Vertreter des Kammertages und der beteiligten 
Handwerkervereinigungen teilnahmen, gab Dipl. Ing. 
Mederle, techniſcher Beirat des Kammertages, einen 
kurzen Ueberblick über die in den Satzungen nieder— 
gelegten Grundgedanken und beſprach die Notwendig— 
keit des allmählichen Ausbaues der „JZentralſtelle“ zu 
einem Reickslieferungsverband für das deuffhe Schneider- 
handwerk.“ Dieſer Ausbau werde ſich mit der Zeit 
ganz von ſelbſt ergeben, denn jo zweckmäßig einerfeits 
die Zentraliſation der an öffentlichen Arbeiten be⸗ 
teiligten Schneidervereinigungen in der Zentralſtelle 
ſei, ſo werde doch andererſeits bei der Verteilung und 
Durchführung der vermittelten Aufträge die Dezentrali— 
ſation ſehr angebracht fein. Dieſe werde ſich folgender- 
maßen geſtalten laſſen: die örtlichen Schneiderver— 
einigungen, die ihrer Rechtsform nach ganz verſchieden 
ſein können, werden ſich im Rahmen des Ausbreitungs— 
gebietes der Kammerbezirke zu Bezirksverbänden zu— 
ſammenſchließen. 

Die in den 8 Spezialverbänden der Handwerks- 
und Gewerbekammern les ſind dieſe: Der Oſtdeutſche 
und Niederſächſiſche Handwerkskammertag, die Mittel- 
deutſche und Weſtdeutſche Kammerkonferenz, die 
Sächſiſche und Hanſeatiſche Gewerbekammerkonferenz, 
die Bayeriſche Handwerkskammerkonferenz und die 
Vereinigung der Süddeutſchen ˙„u5 
vorhandenen Bezirksverbände bilden dann für ſich 8 
Landesverbände, nämlich den Oſt⸗, Mittel-, Weſt⸗ 
Süddeutſchen, Niederſächſiſchen, Sächſiſchen, Bayeriſchen 
Landesverband ſowie den Hanſaſtädteverband. Dieſe 
Landesverbände vereinigen ſich im Reichsverband. Die 
Auftragsverteilung kann dann von der Geſchäftsſtelle 
des Reichsverbandes (der jetzigen Zentralſtelle) ent⸗ 
ſprechend der ſtatiſtiſch feſtgelegten Leiſtungsfähigkeit 
der einzelnen Landesverbände dieſen übertragen werden, 
die wiederum die Verteilungen an die Bezirksverbände 
und dieſe an die einzelnen örtlichen Vereinigungen 
vornehmen. Auf dieſe Weiſe kann letzten Endes auch 
in erhöhtem Maße den beſonderen Verhältniſſen der 
verſchiedenen Landesteile am eheſten entſprochen werden. 

In der ſich dieſen Ausführungen anſchließenden 
Ausſprache ergab ſich die einheitliche Anſchauung, daß 
als ziel der organifaforifhen Juſammenfaſſung der an 
öffentlichen Arbeiten beteiligten Schneidervereinigungen 
unbedingt ein Reichslieferungsverband zu betrachten ſei. 

Außerdem ergab die Generaldebatte völlige Ueber⸗ 
einſtimmung darin, daß die Innung als ſolche nicht 
Trägerin einer Lieferungsvereinigung fein könne, wohl 
aber der durdı die Innung gebildete perſonenkreis als 
zweckmäßige Grundlage für den Aufbau einer Vereinigung 
verwendet werden könnte. 

Bei der Ausfpradie über jeden einzelnen Paragraphen 
wurde beſchloſſen, der Vertreterverſammlung vorzu⸗ 
ſchlagen, den Vorſtand und Ausſchuß folgendermaßen 
zuſammenzuſetzen: 

A. Der Vorſtand 

1. Der Vorſitzende ſoll ein Vertreter der Berliner 
Werkgenoſſenſchaft ſein, weil die Zentralſtelle ihren Sitz 
in Berlin hat. 

2. Der ſtellvertretende Vorſitzende ſoll vom Rheini⸗ 
ſchen Genoſſenſchaftsverbande geſtellt werden, der bis⸗ 
her durch ſeinen Vertreter, Herrn Eſſer, tatkräftig im 
Intereſſe des Schneiderhandwerks mitgearbeitet und ſich 
dadurch eine umfangreiche Sachkenntnis angeeignet hat. 
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3. Die Geſchäftsführung ſoll dem „Hauptverband“ 
übertragen werden, weil dieſer ſeinen Sitz in Berlin 
hat, mit den vorkommenden Arbeiten vertraut iſt und 
die an ihn zu entrichtende Entſchädigung den Etat der 
Zentralſtelle belaſten würde. 

B. Der Rusſchuß. 

1. Der Vorſitz ſoll einem Vertreter des Kammer: 
tages übertragen werden, damit dieſer in ſtändiger 
Fühlungnahme mit der Zentralſtelle bleibt. 

2. Die übrigen 6 Mitglieder ſollen ſo gewählt 
werden, daß alle Reichsgegenden im Ausſchuß vertreten 
ſind. 

Nachdem die ſämtlichen Paragraphen eingehend 


durchberaten waren, wurde der geſamte Entwurf ein⸗ 


ſtimmig angenommen und beſchloſſen, ihn ſamt dem 


Bericht über die Sitzung den einzelnen Vereinigungen 


zuzuſenden und gleichzeitig für Montag, den 7. Juni 
vormittags nach Berlin 
einzuberufen, in der die Zentralſtelle endgiltig gegründet, 
die Satzung beſchloſſen und die notwendigen Wahlen 
vorgenommen werden ſollen. 

Im folgenden bringen wir den Entwurf der Satzung 


für die zu gründende Jentralſtelle, die der Vertreterver⸗ 


ſammlung am Montag, den 7. Juni zur Annahme 
vorgeſchlagen werden ſoll. 


81. 
Die Zentralſtelle hat ihren Sitz in Berlin und iſt 


unter dem Namen „Zentralſtelle zum Schutz der an 


öffentlichen Lieferungen beteiligten Schneidervereini- 
gungen, E. V. zu Berlin“ in das Vereinsregiſter des 
zuſtändigen Amtsgerichts eingetragen worden. 
errichtet am 7. Juni 1915. 

9.2. 

Die Zentralſtelle bezweckt die Wahrnehmung der 
gemeinſamen Intereſſen der ihr angeſchloſſenen Schneider⸗ 
vereinigungen. 

Im beſonderen obliegt ihr: 

J. Die ſtändige Fühlungnahme mit der Haupt- 
ſtelle für Verdingungsweſen beim Deutſchen Hand— 
werks⸗ und Gewerbekammertage als der Vermittlerin 
von Reichs- und Staatsaufträgen und die Unterſtützung 
dieſer durch einen ſachverſtändigen Beirat. 

2. Die Wahrnehmung der geſchäftlichen Intereſſen 
der angeſchloſſenen Vereinigungen bei Übernahme und 
Durchführung der Aufträge. 


83. 

Mitglied der Zentralſtelle kann jede Schneider⸗ 
vereinigung werden, die ſich als Aufgabe die gemein⸗ 
ſchaftliche Arbeitsübernahme von öffentlichen Aufträgen 
und Lieferungen ſtellt. 

§ 4. 

Ausſcheiden kann eine Vereinigung nur zum 
Schluß des Geſchäftsjahres und nach vorhergegangener 
halbjährlicher Kündigung. 

Die Mitgliedſchaft erliſcht bei Auflöfung der Ver⸗ 
einigung und im Falle ihres Konkurſes. 


§ 5. 

Die Aufnahmegebühr beträgt für Vereinigungen 
bis zu 20 Mitgliedern Mk 25 —, von 21—50 Mit⸗ 
gliedern Mk. 50,.—, von 51—100 Mitgliedern Mk. 75,— 
von mehr als 100 Mitgliedern Mk. 100,—. 


Der Jahresbeitrag beträgt 2 vom Tauſend des 
Umſatzes für übertragene Arbeiten innerhalb eines 
Geſchäftsjahres. 

Das Geſchäftsjahr läuft vom 1. April bis 31. März; 
das erſte Geſchaftsjahr vom Tage der Gründung der 
Zentralſtelle bis zum 31. März 1916. 


6 8 6. 
Die verwaltung der Zentralſtelle liegt in den 
Händen eines Vorſtandes und eines Ausſchuſſes. 


eine Vertreterverſammlung 


Sie iſt 


Das wefipreußifde handwerk. 


Der Dorffand wird gebildet durch einen Vorſitzenden 
und einem Stellvertreter ſowie durch den Geſchäfts⸗ 
führer. der außerhalb der geſchäftlichen Beziehungen 
der Mitglieder ſtehen muß. Der Geſchäftsführer bildet 
den Vorſtand im Sinne des $ 26 BGB. 

Der Ausſchuß jest ſich zuſammen aus 6 durch die 
Vertreterverſammlung gewählten Mitgliedern unter dem 
beſonderen Vorſitz eines Vertreters des Deutſchen 
Handwerks- und Gewerbekammertages. 
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87. 
Die Vertreterverſammlung wird gebildet durch die 
Entſendung je eines Beauftragten der einzelnen der 
Zentralſtelle angeſchloſſenen Schneidervereinigungen. 


88. 

Die Wahl des Dorſtandes erfolgt durch die Ver⸗ 
treterverſammlung mit einfacher Stimmenmehrheit. 

Der Vorſtand hat die Beſchlüſſe der Vertreter— 
verſammlung ſowie des Ausſchuſſes nach Maßgabe 
einer Geſchäftsanweiſung zur Ausführung zu bringen. 
Die Mitglieder ſind verpflichtet, ihm alle zu dieſem 
Zwecke erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Der Vor⸗ 
ſtand iſt zu ſtrengſter Verſchwiegenheit über die hier— 
durch erlangte Kenntnis der inneren Verhältniſſe der 
einzelnen Vereinigungen, ſoweit nicht ein gemeinſames 
Intereſſe der Mitglieder vorliegt, verpflichtet. 
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Der Ausſchuß hat die Arbeiten des Vorſtandes zu 
überwachen. Er wird vom Vorſitzenden nach Bedarf 
von dieſem einberufen. Er muß einberufen werden, 
wenn 4 ſeiner Mitglieder eine Sitzung beantragen. 

Der Ausſchuß hat die Gründung eines „Reichs— 


lieferungsverbandes für das deutſche Schneiderhand— 


zur Tagung ſtellen können. 


werk“ vorzubereiten. 
§ 10. 

Die Vertreterverſammlung findet alljährlich inner- 
halb der erſten 3 Monate nach Beendigung des Ge— 
ſchäftsjahres ſtatt. Sie hat den Geſchäftsbericht und 
die Rechnungslegung des Vorſtandes entgegenzu— 
nehmen und die erforderlichen Vorſtandswahlen zu 
tätigen. Sie wird geleitet von dem Vorſitzenden des 
Ausſchuſſes. 

Die Einladung zu der Vertreterverſammlung hat 
14 Tage vor dem Sitzungstage zu erfolgen, damit die 
Vereinigungen ihren Vertreter wählen und Anträge 
Dieſe müſſen eine Woche 
vor dem Sitzungstermin dem Vorſtande eingereicht 
werden. 

Eine außerordentliche Vertreterverſammlung muß 
ſtattfinden, wenn von den 7 Mitgliedern des geſchäfts⸗ 
führenden Ausſchuſſes 5 für die Einberufung einer 
ſolchen ſind, oder wenn die Hälfte aller Vereinigungen 
eine ſolche wünſcht. 

8 11. 

Wahlen können nur durch Zuruf erfolgen, wenn 
kein Widerſpruch ſich dagegen erhebt. In dieſem Falle 
erfolgt geheime Wahl durch Stimmzettel. 

Anträge über Aenderungen der Satzungen ſowie 
Auflöſung des Verbandes erfordern ¼ aller abgege— 
benen Stimmen, in allen übrigen Fällen entſcheidet 
einfache Stimmenmehrheit. 


Bei allen Streitigkeiten muß ein Schiedsgericht 
gebildet werden, das die Schlichtung der Streitigkeiten 
ohne Betretung des ordentlichen Rechtsweges möglich 
macht. Die Zuſammenſetzung des Schiedsgerichtes 
wird durch die Geſchäftsanweiſung beſtimmt. 
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Bei der Auflöſung des Verbandes hat die Ber- 
treterverſammlung über die Verwendung des vorhan— 
denen Vermögens zu beſchließen. 

Wird aus der Zentralſtelle ein „Reichslieferungs- 
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verband“ (ſ. 8 9 Abſ. 2) gegründet, ſo muß dieſem | geichehen ift, alsbald ſchriftlich oder mündlich bei den 


das vorhandene Vermögen übergeben werden. deutſchen Auslandsvertretung zur Eintragungen in be— 
Die Errichtung der Zentralſtelle zum Schutze der ſondere, von dieſen zu führende Liſten zu melden. 

an tenen Sieferungen beteiligten Schneiderver⸗ Berlin, den 28 Mai 1915. 

einigungen E. V. kann nur mit Genugtuung begrüßt 1 

werden. Eine kraftvolle Körperſchaft wird damit ge— Der Stellverkreter des Reichskanzlers. 


ſchaffen, die in der Lage fein wird, den Kampf mit | „Delbriick. 
den gegneriſchen Großlieferantenverbänden mit Erfolg 
zu führen. Insbeſondere durch den geplanten Ausbau Geſel „Bekanntmachung. 8 
der Zentralſtelle in einen Reichsverband gleicher Tendenz Seb 1. bie 18. April 1. bis 5 Be e e 
würde der Beteiligung des Schneiderhandwerks an Dekaper jeden Jaber a;, 3 bis 15. 
den öffentlichen Lieferungen eine ſichere breite Grund: Die infolge der Anmeldung bei dem Vorſitzenden des zu- 
lage geboten werden, eine Gewähr dafür, daß auch a ad den een 5 e 3 
u. N 195 E e a dieſen bis ſpäteſtens 8 ezember, Pr 
nach dem F Frieden die Handwerker dauernd März, 23. Juni und 25. September dem betreffenden Abtei⸗ 
zu den öffentlichen Lieferungen herangezogen und durch lungsvorſitzenden der Handwerkskammer unter Angabe von 
die Machenſchaften der Gegner nicht mehr aus dem | Zeit und Ort einzureichen. Zulaſſungsgeſuche, welche nach 
Sattel gehoben würden. Wir verweiſen noch beſonders e e e eee füt 
f 8 = 2 5 1 5 rigen e er Han wer is RKammer ind: 
Nigel der Bene 1 F 5 1. 1 we he in 9 (umfafjend 
h 2 1 ‚uel . 1 AU den Stadt⸗ und Landkreis Thorn un ie Landkreiſe Brieſen, 
gabe die gemeinſckaflliche Arbeitsübernahme von öffentlichen] Strasburg und Löbau.) 
Aufträgen und Lieferungen ſtellt. Wir können den|.. 2 Friſeurmeiſter A. Sommerfeld in Graudenz (um⸗ 
Schneidervereinigungen unferes Bezirks, die dieſe Ziele faſſend Stadt⸗ und Landkreis Graudenz und die Landkreiſe 


5 h Schw d Culm. 
haben, den Anfdıluß an die Fenfralfielle dringend em- eee e eee, 


pfehlen. faſſend die Landkreiſe Marienwerder, Roſenberg und Stuhm.) 
een . 55 ile e Ele Bi Sande 15 Ye (umfaſſend die 

andkreiſe Konitz, Schlochau und Tuchel. 
Verordnung, betreffend den Aufruf des | 5 Seifeurmeifter Paul Poplaß in Flatom für die Abe 


teilung Dt. Krone (umfaſſend die Landkreiſe Dt. Krone und 
Flatow.) 

Bei jeder Zwangsinnung beſteht ein Prüfungsausſchuß, 
bei einer freien Innung nur dann, wenn ſie zur Abnahme 
von Gejellenprüfungen durch die Handwerkskammer er⸗ 
mächtigt iſt. 

Wegen der Zuſtändigkeit der Prüfungsausſchüſſe wende 
man ſich in Zweifelsfällen geradenwegs rechtzeitig an die 
Handwerkskammer, welche auch in allen anderen Prüfungs⸗ 
angelegenheiten jederzeit bereitwilligſt Auskunft gibt. Dies 
gilt insbeſondere für Lehrlinge (bezw. deren geſetzlicher Ver⸗ 
treter) von Nichtinnungsmitgliedern. 


Die Handwerkskammer zu Graudenz. 
Bekanntmachung. 


Die Anmeldung der Lehrlinge zu der im Juli er. ſtatt⸗ 
findenden Prüfung muß bis zum 15. Juni er. bei dem Unter- 
zeichneten erfolgt ſein. 

Das Geſuch um Zulaſſung zur Prüfung iſt von dem Lehr⸗ 
ling ſelbſt ſchriftlich einzureichen. 

Der Anmeldung ſind ferner beizufügen: Ein ſelbſtgeſchrie⸗ 
bener Lebenslauf, ein von der Handwerkskammer vorgeſchriebenes 
Zeugnis, ſowie der Lehrvertrag und 6 Mark Prüfungsgebühren. 
Später eingehende Anmeldungen, auch unvollſtändige, werden 
nicht berückſichtigt. 2 

Der Geſellenprüfungs-Ausſchuß für das Maurer- 
und Zimmergewerbe zu Thorn. 


Konrad Schwartz, 
ſtellvertr. Vorſitzender. 


Candſlurms. 
Vom 28. Mai 1915. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher 
Kaiſer, König von Preußen 2c. verordnen auf Grund 
des Artikel II § 25 des Geſetzes, betreffend Aenderungen 
der Wehrpflicht, vom 11. Februar 1888 (Reichs-⸗Geſetzbl. 
S. 11) im Namen des Reichs, was folgt: 

91. 

Sämtliche Angehörige des Landſturms J. Aufgebots 
werden, ſoweit fie noch nicht ſchon durch die Verord- 
nungen vom 1. und 15. Auguſt 1914 (Reichs⸗-Geſetzbl. 
S. 273, 371) aufgerufen ſind, hiermit aufgerufen. 

Die Anmeldung der Aufgerufenen zur Landſturm⸗ 
rolle hat nach näherer Anordnung des Reichtkanzlers 
zu erfolgen. 

5 

Dieſe Verordnung findet auf die Königlich Baye- 

riſchen Gebietsteile keine ie ee 
§ 3. 

Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Ver— 
kündung in Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Un» 
terſchrift und beigedrucktem Kaiſerlichen Inſiegel. 

Gegeben Großes Hauptquartier, den 28. Mai 1915 


80 Wilhelm 
Delbrück. 


Suche für ſofort od, ſpäter einen Ein 2 
Schornſteinfegerlehrling Lehrling 


unter günſtigen Bedingungen. mit guten Sculkenninifen findet 
Max Mieht, iin meiner Druckerei gewillennafle 
Zezirks-Schornſteinfegerobermeiſter, Ausbildung. 


Schloch au, Weſtpr. Robert Geiſel. 
S —— SI NSA , 4, 


IT G z IN 
S Wir empfehlen die Spalten dieser Seite - 
zu Veröffentlichungen aller Art und ver- 
weisen auf die auf dem Titel abgedruck- 


Bekanntmachung, betr. den Aufruf des 


Candſturms. 
Vom 28. Mai 1915. 

Auf Grund der Kaiſerlichen Verordnung, betreffend 
den Aufruf des Landſturms, vom 28. Mai 1915 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 319) wird nachſtehendes zur Kennt⸗ 
nis gebracht: 

1. Die im Inland ſich aufhaltenden Aufgerufenen 
haben ſich, ſoweit es noch nicht geſchehen iſt. bei der 
Ortsbehörde ihres Aufenthaltsorts in der Zeit vom 8. 
bis einſchließlich 10. Juni 1915 zur Landſturmrolle an- 
zumelden. 

2. Die Aufgerufenen, die ſich im Ausland auf⸗ 
halten, haben ſich, ſoweit es möglich und noch nicht 


Iten Bedingungen. 


Die Handwerkskammer zu Graudenz. 
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